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BUNDESARBEITSGERICHT

7 ABR 96/07
9 TaBV 246/06
Hessisches
Landesarbeitsgericht

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
17. Juni 2009

BESCHLUSS
Schiege, Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In dem Beschlussverfahren

mit den Beteiligten

1. bis 9.

zu 1) bis 9): Antragsteller und Beschwerdeführer,

10.

11.

Rechtsbeschwerdeführerin,
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12.

hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der Beratung vom 

17. Juni 2009 durch den Vizepräsidenten des Bundesarbeitsgerichts Dörner, 

die Richterin am Bundesarbeitsgericht Gräfl, den Richter am Bundesarbeits­

gericht Dr. Koch sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Spie und 

Prof. Dr. Deinert für Recht erkannt:

Auf die Rechtsbeschwerde der Arbeitgeberin wird der Be­
schluss des Hessischen Landesarbeitsgerichts vom 
30. August 2007 - 9 TaBV 246/06 - teilweise aufgehoben 
und zur Klarstellung insgesamt neu gefasst:

Die Beschwerden der Beteiligten zu 1) bis 9) gegen den 
Beschluss des Arbeitsgerichts Frankfurt am Main vom 
19. Dezember 2006 - 8 BV 573/06- werden zurück­
gewiesen.

Von Rechts wegen!

Gründe

A. Die Beteiligten streiten in der Rechtsbeschwerdeinstanz nur noch um 1 

die Wirksamkeit einer Vorschrift über die Wählbarkeit des Vorsitzenden einer 

durch Tarifvertrag errichteten Gesamtvertretung für das fliegende Personal.

Die z u l l )  beteiligte Arbeitgeberin betreibt ein Lufttransportunter- 2 

nehmen. Sie schloss im Jahr 1972 mit der damaligen Gewerkschaft Öffentliche 

Dienste, Transport und Verkehr sowie der Deutschen Angestellten Gewerk­

schaft den Tarifvertrag Personalvertretung für das Bordpersonal der Deutschen

- 3 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 7 ABR 96/07

Lufthansa AG (TV PV). Nach diesem werden im Flugbetrieb der Arbeitgeberin 

Personalvertretungen für die Beschäftigtengruppen der Kapitäne, Copiloten, 

Fluglehrer, Flugingenieure, Purseretten/Purser sowie Stewardessen/Stewards 

gewählt. Aus diesen Personalvertretungen wird eine Gesamtvertretung gebildet, 

die für die Angelegenheiten zuständig ist, die alle oder mehrere Gruppenver­

tretungen betreffen (§ 35 Abs. 1 TV PV). Nach § 35 Abs. 2 Satz 1 TV PV kann 

die Gesamtvertretung mit der Mehrheit der Stimmen ihrer Mitglieder die An­

gelegenheit einer Gruppenvertretung an sich ziehen. § 36 Satz 1 TV PV lautet:

„Die Gesamtvertretung wählt aus den Kapitänsmitgliedern 
einen Vorsitzenden sowie aus ihrer Mitte einen Stellver­
treter, der nicht derselben Gruppe angehören darf. ...“

Mit dem vorliegenden Verfahren haben sich - soweit für das Rechts- 3 

beschwerdeverfahren noch von Bedeutung - die Gruppenvertretung der 

Purseretten/Purser sowie das Gesamtvertretungsmitglied J gegen die Wirk­

samkeit der Wählbarkeitsregelung in § 36 Satz 1 TV PV gewandt und beantragt 

festzustellen, dass § 36 TV PV unwirksam ist.

Die zu 10) am Verfahren beteiligte Gesamtvertretung und die Arbeit- 4 

geberin haben die Zurückweisung des Antrags beantragt.

Das Arbeitsgericht hat den Antrag zurückgewiesen. Das Landes- 5 

arbeitsgericht hat festgestellt, dass „§ 36 Satz 1 TV PV unwirksam ist, soweit 

dort geregelt ist, dass der Vorsitzende der Gesamtvertretung aus den 

Kapitänsmitgliedern zu wählen ist“. Mit der Rechtsbeschwerde beantragt die 

Arbeitgeberin die Wiederherstellung der arbeitsgerichtlichen Entscheidung, 

während die Gruppenvertretung Purseretten/Purser und das Gesamtver­

tretungsmitglied J die Zurückweisung der Rechtsbeschwerde beantragen. Die 

Gesamtvertretung hat sich im Rechtsbeschwerdeverfahren nicht geäußert.

B. Die Rechtsbeschwerde der Arbeitgeberin ist begründet und führt unter 6 

teilweiser Aufhebung der angefochtenen Entscheidung zur vollständigen 

Zurückweisung der Beschwerden der Gruppenvertretung Purseretten/Purser 

und des Gesamtvertretungsmitglieds J gegen den Beschluss des Arbeits-
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gerichts. Das Landesarbeitsgericht ist rechtsfehlerhaft von der Zulässigkeit der 

Anträge ausgegangen. Der Gruppenvertretung Purseretten/Purser fehlt die 

Antragsbefugnis, während der Antrag des Gesamtvertretungsmitglieds J nicht 

auf die Feststellung eines Rechtsverhältnisses iSd. § 256 Abs. 1 ZPO gerichtet 

ist. Dies führt dazu, dass der Senat an einer Entscheidung über die aus seiner 

Sicht überdenkenswerte Vorschrift des § 36 Satz 1 TV PV gehindert ist.

I. Gegenstand der Rechtsbeschwerde sind lediglich die auf Feststellung 7 

der Unwirksamkeit der Regelung in § 36 Satz 1 TV PV gerichteten Anträge der 

Gruppenvertretung Purseretten/Purser und des Gesamtvertretungsmitglieds J. 

Hinsichtlich dieser Anträge sind die in den Vorinstanzen beteiligten Mitglieder 

der Gruppenvertretung Purseretten/Purser nicht Beteiligte iSd. § 83 Abs. 3 

ArbGG. Soweit sie einen eigenen Sachantrag gestellt haben, ist dieser vom 

Landesarbeitsgericht rechtskräftig zurückgewiesen worden. Die Entscheidung 

über die Gültigkeit des § 36 Satz 1 TV PV berührt auch nicht die betriebs­

verfassungsrechtliche Stellung der Gruppenvertretungsmitglieder, so dass 

diese in der Rechtsbeschwerdeinstanz nicht in das Verfahren einzubeziehen 

waren.

II. Der Gruppenvertretung Purseretten/Purser fehlt für den Antrag die 8

erforderliche Antragsbefugnis iSv. § 81 Abs. 1 ArbGG.

1. Im arbeitsgerichtlichen Beschlussverfahren ist ein Beteiligter antrags- 9

befugt, wenn er eigene Rechte geltend macht. Antragsbefugnis und 

Beteiligtenstatus fallen nicht notwendig zusammen; § 83 Abs. 3 ArbGG besagt 

nichts darüber, ob ein Beteiligter im Beschlussverfahren einen Antrag stellen 

kann. Die Antragsbefugnis ist vielmehr nach den Regeln über die Einleitung 

eines gerichtlichen Verfahrens zu bestimmen (§ 81 Abs. 1 ArbGG). Regelmäßig 

kann nur derjenige ein gerichtliches Verfahren einleiten, der vorträgt, Träger 

des streitbefangenen Rechts zu sein. Ausnahmen gelten im Fall zulässiger 

Prozessstandschaft. Prozessführungsbefugnis im Urteilsverfahren und An­

tragsbefugnis im Beschlussverfahren dienen dazu, Popularklagen auszu­

schließen. Im Beschlussverfahren ist die Antragsbefugnis daher nur gegeben, 

wenn der Antragsteller durch die begehrte Entscheidung in seiner kollektivrecht-
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lichen Rechtsposition betroffen sein kann. Das ist regelmäßig nur dann der Fall, 

wenn er eigene Rechte geltend macht und dies nicht von vornherein als gänz­

lich aussichtslos erscheint (BAG 14. Februar 2007 - 7 ABR 26/06 - Rn. 36,

BAGE 121, 212 = AP BetrVG 1972 § 54 Nr. 13 = EzA BetrVG 2001 § 54 Nr. 3;

19. September 2006 - 1 ABR 53/05- Rn. 22, BAGE 119, 279 = AP

BetrVG 1972 § 2 Nr. 5 = EzA GG Art. 9 Nr. 89).

2. Die Gruppenvertretung Purseretten/Purser nimmt mit dem Antrag keine 10 

eigene vertretungsrechtliche Rechtsposition wahr.

Die Regelung in § 36 Satz 1 TV PV über die Wählbarkeit des Vor- 11 

sitzenden der Gesamtvertretung greift nicht in eigene Rechte der Gruppenver­

tretung Purseretten/Purser ein. Nach § 30 Abs. 2 TV PV entsendet die 

Gruppenvertretung 3 Mitglieder in die Gesamtvertretung. Dieses Entsendungs­

recht wird durch § 36 Satz 1 TV PV nicht in Frage gestellt. Die fehlende Wähl­

barkeit der entsandten Mitglieder für den Vorsitz in der Gesamtvertretung 

berührt nur die entsandten Mitglieder der Gruppenvertretung Purseretten/Purser 

in ihrer vertretungsrechtlichen Rechtsposition, nicht aber die der sie ent­

sendenden Gruppenvertretung. Die Antragsbefugnis der Gruppenvertretung 

Purseretten/Purser folgt auch nicht aus § 35 Abs. 2 Satz 1 TV PV. Danach kann 

die Gesamtvertretung mit der Mehrheit der Stimmen ihrer Mitglieder die An­

gelegenheit einer Gruppenvertretung an sich ziehen. Diese Vorschrift räumt der 

Gruppenvertretung Purseretten/Purser kein Recht ein, losgelöst von einem 

entsprechenden Beschluss der Gesamtvertretung gestaltend auf deren ver­

tretungsrechtliche Ordnung einzuwirken.

III. Der Antrag des Gesamtvertretungsmitglieds J ist unzulässig, weil er 12

nicht auf die Feststellung des Bestehens eines Rechtsverhältnisses iSd. § 256 

Abs. 1 ZPO gerichtet ist.

1. Ein Rechtsverhältnis ist jede durch die Flerrschaft einer Rechtsnorm 13

über einen konkreten Sachverhalt entstandene rechtliche Beziehung einer 

Person zu einer anderen Person oder zu einer Sache. Ein Antrag nach § 256 

Abs. 1 ZPO muss sich dabei nicht notwendig auf das Rechtsverhältnis als
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Ganzes erstrecken. Er kann sich auf daraus folgende einzelne Beziehungen, 

Ansprüche oder Verpflichtungen und auf den Umfang einer Leistungspflicht 

beschränken. Bloße Elemente oder Vorfragen eines Rechtsverhältnisses 

können jedoch ebenso wie abstrakte Rechtsfragen nicht Gegenstand eines 

Feststellungsantrags sein (BAG 3. Mai 2006 - 1 ABR 63/04 - Rn. 19 mwN, AP 

ArbGG 1979 § 81 Nr. 61). Das liefe auf die Erstellung eines Rechtsgutachtens 

hinaus. Dies ist den Gerichten verwehrt (BAG 27. Januar 2004 - 1 ABR 5/03 - 

zu B III der Gründe mwN, BAGE 109, 227 = AP ArbGG 1979 § 81 Nr. 56 = EzA 

ZPO 2002 § 256 Nr. 6).

2. Gegenstand des Antrags ist nicht das Bestehen einer Vertretungsrecht- 14 

liehen Rechtsposition des antragstellenden Gesamtvertretungsmitglieds, 

sondern die Wirksamkeit der Tarifnorm des § 36 Satz 1 TV PV. Es ist weder 

von den Beteiligten vorgetragen noch sonst ersichtlich, dass das Gesamtver­

tretungsmitglied J mit dem Antrag die Feststellung seiner Wählbarkeit für den 

Vorsitz in der Gesamtvertretung begehrt. Danach fehlt es an einem fest­

stellungsfähigen Rechtsverhältnis iSd. § 256 ZPO. Die Tarifnorm begründet 

keine unmittelbare oder mittelbare Rechtsbeziehung zwischen dem antrag­

stellenden Gesamtvertretungsmitglied zu einem der Beteiligten oder einem 

Dritten. Die Frage, ob die Vorschrift mit höherrangigem Recht vereinbar ist, 

kann nicht isoliert zur Entscheidung durch die Gerichte gestellt werden, sondern 

erfordert einen vertretungsrechtlichen Konfliktfall, in dem die Frage nach der 

Gültigkeit der Norm entscheidungserheblich ist.

Dörner Gräfl Koch

Spie Deinert
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